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Automatisierter Einzelhandel wird nicht 
durch Ladenöffnungsgesetz in NRW  
eingeschränkt

Ein Automatenkiosk, also eine aus mehreren Warenautomaten in 

einem Raum bestehende Verkaufseinrichtung, fällt ebenso wie 

ein einzelner Warenautomat nicht in den Anwendungsbereich des 

Ladenöffnungsgesetzes NRW. Nach Auffassung des OVG Nord-

rhein-Westfalen habe der Gesetzgeber alle selbsttätigen Verkaufs-

einrichtungen von den gesetzlichen Regelungen ausgenommen 

(Beschluss vom 12.02.2025 – 4 B 976/24).

 

Die Stadt Bonn hatte einem Einzelhändler die uneingeschränkte 

Öffnung eines „Automatenkiosk“ genannten Verkaufsraumes un-

tersagt. Der Betreiber hatte den Verkaufsraum zuvor während des 

ganzen Jahres täglich an 24 Stunden geöffnet, in dem 15 einzelne 

Warenautomaten für den Verkauf von Snacks, Getränken und an-

deren kleineren Produkten aufgestellt sind. Verkaufspersonal wird 

lediglich an Werktagen eingesetzt, um die Warenautomaten zu 

befüllen. Die Behörde ordnete an, dass der Zugang zum Verkaufs-

raum an Sonn- und Feiertagen verschlossen werden müsse. Den 

dagegen gerichteten Eilantrag hatte das Verwaltungsgericht Köln 

abgelehnt. Auf die Beschwerde hat das OVG NRW nun im Eilver-

fahren die Anordnung der Behörde vorläufig außer Vollzug gesetzt. 

Nach Auffassung der Richterinnen und Richter hatte der Landes-

gesetzgeber in NRW selbsttätige Verkaufseinrichtungen nicht in 

den Anwendungsbereich des Ladenöffnungsgesetzes einbezogen. 

Der Gesetzgeber habe damit den Handlungsspielraum der Händler 

erweitern wollen. Aus dem Gesetz ergebe sich nicht, dass dies 

nur für einzelne Warenautomaten gelte. Der technische Fortschritt 

habe den Gesetzgeber bisher auch nicht zu einer Änderung der 

Regelungen veranlasst. Somit seien neuere Erscheinungsformen 

von selbsttätigen wie Automatenkiosken oder automatisierten Lä-

den ohne Arbeitnehmereinsatz ohne entsprechende gesetzliche 

Regelung ebenfalls nicht vom Ladenöffnungsgesetz erfasst. 

Diese Begründung des OVG NRW lässt aufhorchen, weil in an-

deren Bundesländern zuletzt anders entschieden worden war: 

In Hessen hat die gegenteilige Entscheidung des VGH Kassel zu 

sogenannten Verkaufsmodulen, die insbesondere im ländlichen 

Bereich verbreitet waren, zu einer Gesetzesänderung geführt. 

Demnach gelten die Ladenschlussregelungen nun nicht mehr für 

automatisierte Verkaufsstellen bis 150 m² Verkaufsfläche. Eine 

vergleichbare Regelung ist in NRW nun nicht erforderlich, weil das 

OVG anerkennt, dass solche Betriebe im Wesentlichen mit her-

kömmlichen Warenautomaten vergleichbar sind. Dies begünstigt 

die Entwicklung von automatisierten Betrieben in Großstädten 

ebenso wie als Nahversorger im ländlichen Raum.

Die Entscheidung hat zunächst nur Auswirkungen für Nordrhein-

Westfalen. Die Rechtslage in anderen Bundesländern ist unter-

schiedlich. Bei der Planung neuer automatisierter Betriebe sind 

daher die gesetzlichen Anforderungen näher zu prüfen, teilweise 

ergeben sich diese zusätzlich auch aus weiteren Landesregelun-

gen zum Feiertagsschutz.

Dr. Benedikt Plesker  
Rechtsanwalt
Telefon: 0221 / 973002-77
b.plesker@lenz-johlen.de
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Solaranlagen schlagen den 			
Denkmalschutz

Energiewende und Klimaschutz sind ohne Photovoltaik kaum 

vorstellbar. Die Energiegewinnung durch Solarenergie ist nicht 

nur umweltschonend, sondern auch effizient. Für neue Wohn-

gebäude gilt in Nordrhein-Westfalen ab Januar 2025 sogar 

eine Solarpflicht. 

Wie aber sieht es bei denkmalgeschützten Gebäuden aus?

In Nordrhein-Westfalen präsentiert sich eine vielfältige Denkmal-

landschaft mit über 80.000 Baudenkmälern, von denen rund 80 % 

in Privatbesitz sind. Auch die Eigentümerinnen und Eigentümer 

dieser Denkmäler möchten einen Beitrag zum Klimaschutz leis-

ten und ihre Gebäude zukunftsfest machen, indem sie Solaran-

lagen installieren. Dies wirft die Frage nach der Vereinbarkeit von 

Denkmalschutz und Klimaschutz auf.

Der Denkmalschutz zielt darauf ab, Denkmale dauerhaft zu 

erhalten und das baukulturelle Erbe zu bewahren. Der Konflikt 

zwischen Solaranlagen und Denkmalschutz ergibt sich vor allem 

aus dem Eingriff in das Erscheinungsbild der betroffenen 

Gebäude. 

Im nordrhein-westfälischen Denkmalschutzgesetz wird dem 

fortschreitenden Klimawandel bereits Rechnung getragen, 

indem ein grundsätzlicher Rechtsanspruch auf Erteilung einer 

Erlaubnis für Solaranlagen auf Denkmälern gewährt wird. Zu be-

achten sind dabei die ‚Entscheidungsleitlinien für Solaranlagen 

auf Denkmälern‘, die den Behörden und Eigentümern Orientie-

rung bieten. Allerdings bleibt die genaue Ausrichtung der Ent-

scheidungslinie, die den Klimaschutz mit dem Denkmalschutz in 

Einklang bringt, weiterhin offen.

In diesem Spannungsfeld hat das Oberverwaltungsgericht Müns-

ter kürzlich zwei wegweisende Entscheidungen getroffen (Urt. v. 

27.11.2024, Az. 10 A 2281/23 und Az. 10 A 1477/23). Diese 

Urteile betrafen eine Siedlung in Düsseldorf, für die eine Denk-

malbereichssatzung gilt, sowie ein ehemaliges Schulgebäude, 

das als Baudenkmal eingetragen ist. Durch diese Entscheidungen 

hat das Gericht mehr Rechtsicherheit geschaffen und klarge-

stellt, dass der Klimaschutz und der Ausbau von erneuerbaren 

Energien bei der Abwägung über dem Denkmalschutz stehen. 

Im ersten Fall war die geplante Solaranlage teilweise vom Straßen-

raum aus sichtbar, beeinträchtigte jedoch nach Auffassung des 

Gerichts nicht die geschützte Silhouette der Siedlung. Im zweiten 

Fall sollte die Solaranlage auf das Dach gesetzt werden. Das Ge-

richt kam zu dem Schluss, dass die Photovoltaikanlage auf dieser 

Fläche für den Denkmalschutz nicht beeinträchtigend war.

Die Entscheidung berücksichtigt das seit 2022 geltende Erneu-

erbare-Energien-Gesetz (EEG). Dieses Gesetz legt fest, dass die 

Errichtung von Solaranlagen im überragenden öffentlichen Inte-

resse steht. Daher ist der Klimaschutz in der Schutzgüterabwä-

gung als vorrangiger Belang zu berücksichtigen. 

Zwar kann die Sichtbarkeit einer Solaranlage von außen für viele 

eine Beeinträchtigung der ästhetischen Wahrnehmung darstellen, 

doch reicht diese allein nicht aus, um ein Verbot zu rechtfertigen. 
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Ein solches Verbot wäre nur gerechtfertigt, wenn besondere Um-

stände des Denkmalschutzes gegen die Installation der Solaran-

lage sprechen würden.

Die obergerichtlichen Entscheidungen haben große Auswirkun-

gen auf die Installation von Solaranlagen in Denkmalbereichen 

und auf Baudenkmälern in Nordrhein-Westfalen, wobei der 

Rechtsprechung in anderen Bundesländern gefolgt wird. 

Die denkmalrechtliche Erlaubnis einer Photovoltaikanlage bleibt 

weiterhin erforderlich, hat aber Aussicht auf Erfolg, wenn folgen-

de Gesichtspunkte beachtet werden. Bei der Planung sollte eine 

Ausführung gewählt werden, die die Substanz und das Erschei-

nungsbild so weit wie möglich schont. Hierbei sollte berücksich-

tigt werden, dass das Dach des Denkmals durch die Solaranlage 

in seiner Kontur nicht übermäßig verformt wird, sondern erkenn-

bar bleibt. Zudem sollte die Solaranlage möglichst als einheitli-

che Fläche angebracht werden, um eine ungleichmäßige Ver-

teilung der Module zu vermeiden. Die Paneele sollten der Farbe 

des Dachs entsprechen und eine matte Oberfläche aufweisen. 

Demgegenüber darf die Behörde nicht mehr auf Alternativstand-

orte oder Solarziegel verweisen.

Dr. Alexander Beutling 
Fachanwalt für Verwaltungsrecht
Köln: 0221 / 973002-74
Berlin: 030 / 7543758-74
a.beutling@lenz-johlen.de

Kommunale Bauvorhaben müssen – trotz eklatanter personeller 

Engpässe – oft in kürzester Zeit umgesetzt werden. Gerade bei 

Schulen ist der Druck hoch, aber auch andere Gebäude werden 

dringend benötigt. In dieser Gemengelage wird regelmäßig der 

Ruf nach einem Total- bzw. Generalunternehmer laut, der Planung 

und Bau (TU) bzw. zumindest den Bau (GU) aus einer Hand an-

bietet und damit die Verwaltung entlastet. Das Problem: Eine TU-/

GU-Vergabe widerspricht dem vergaberechtlichen Grundsatz der 

losweisen Vergabe. V.a. in geförderten Projekten ist damit Vorsicht 

geboten, führt ein Verstoß doch meist zu satten Rückforderungen.  

Die naheliegende Lösung: Kontakt mit dem Fördermittelgeber 

aufnehmen und um Bestätigung bitten. Das funktionierte zu 

Beginn der Flutkatastrophenbewältigung gut. Aussagekräftige 

und erfreuliche Zusagen von höchster Stelle erleichterten die 

Vergaben. Mittlerweile ist die Förderpraxis wieder bei dem Stan-

dardsatz „bitte beachten Sie das Vergaberecht“ angekommen. 

Damit muss die Vergabestelle selbst entscheiden, ob aus wirt-

schaftlichen oder technischen Gründen eine Ausnahme vom 

besagten Grundsatz möglich ist. Und ob diese Einschätzung auch 

einer späteren Überprüfung des Fördermittelgebers standhält. 

Das ist nur mit aufwendigen Gutachten und/oder bei komplexen 

Vorhaben denkbar. In 95 % der Fälle verbleiben Restzweifel, die 

eine schwelende Gefahr für die Fördermittel darstellen. 

Der Referentenentwurf zum Vergaberechtstransformationsge-

setz aus Oktober 2024 erkannte die Zwangslage und nahm 

neben den bekannten wirtschaftlichen/technischen auch „zeitli-

che“ Gründe auf, die zumindest in den unverschuldet dringlichen 

Fällen Rechtssicherheit bringen könnten. Der Entwurf wurde 

aufgrund der Neuwahlen nicht mehr umgesetzt, soll aber unter 

der unionsgeführten Regierung weiter betrieben werden. Kurz-

fristig dürften jedoch andere Themen priorisiert werden. Solange 

bleibt nur die alte Erkenntnis: Ohne Mut zum Risiko bleibt nur 

die Einzelgewerkvergabe, ggf. mit Hilfe einer Projektsteuerung.

Förderfeste TU/GU-Vergabe:  
Licht am Ende des Tunnels?
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TU-/GU-Vergaben in geförderter Kulisse sollten nur mit schrift-

licher Bestätigung des Fördermittelgebers oder einer belastba-

ren rechtlichen Begründung im Vergabevermerk in Erwägung 

gezogen werden. Eine anstehende Gesetzesänderung kann 

dabei helfen, momentan ist jedoch Vorsicht geboten: Eine Argu-

mentation im „vorauseilenden Gehorsam“ ist kritisch, da maß-

geblich die Rechtslage bei Erteilung des Fördermittelbescheids 

und zudem die politische Landschaft unberechenbar sind. Sollte 

das Gesetz geändert werden, dürfte jedenfalls der Bezug auf 

die dann geregelten zeitlichen Gründe ausscheiden, wenn man 

auf die neue Rechtslage bewusst gewartet und damit zeitlichen 

Druck selbst erzeugt hat.

Martin Hahn
Fachanwalt für Vergaberecht
Telefon: 0221 / 973002-93
m.hahn@lenz-johlen.de

Dr. Elmar Loer
Fachanwalt für Vergaberecht
Köln: 0221 / 973002-93
Berlin: 030 / 7543758-93
e.loer@lenz-johlen.de

Auswahlentscheidungen bei kommunalen 
Großveranstaltungen – Kapazitätsengpässe 
durch immissionsschutzrechtliche Vorgaben

Konkurrierende Bewerbungen um begrenzte Standplätze und 

Veranstaltungsflächen im Gemeindegebiet stellen Kommunen 

seit jeher vor große Herausforderungen. Diese Kapazitätseng-

pässe werden vermehrt durch immissionsschutzrechtliche 

Vorgaben verschärft: Nach dem Freizeitlärmerlass NRW 

dürfen beispielsweise sogenannte seltene Ereignisse, an 

maximal 18 Tagen im Jahr und nicht an mehr als zwei auf-

einanderfolgenden Wochenenden stattfinden. Dies führt nicht 

nur zu einer weiteren Verknappung der verfügbaren Termine, 

sondern erfordert auch eine vorausschauende Jahresplanung 

der Veranstaltungen. Relevant kann dies beispielsweise für 

Volksfeste, Kirmesveranstaltungen, Schützenfeste und Musik-

veranstaltungen werden. Vor diesem Hintergrund bietet es 

sich an, anhand zweier Beispiele der jüngeren Vergangenheit 

die Entwicklung in diesem Themenkomplex zu betrachten: 

Das OVG Münster hat in einer grundlegenden Entscheidung 

(Beschl. v. 12.06.2020 – 4 A 3314/18) die Bedeutung eines 

transparenten Auswahlverfahrens betont. Werden im Interesse 

einer rechtssicheren Auswahl Ausschreibungsbedingungen öf-

fentlich bekannt gemacht, führt dies über Art. 3 Abs. 1 GG zu 

einer Selbstbindung der Verwaltung. Dies vermittelt den einzel-

nen Bewerbern einen Anspruch auf Gleichbehandlung und Ein-

haltung der verlautbarten Bedingungen. Die Begründung der 

Auswahlentscheidung muss dabei erkennen lassen, auf wel-

cher Tatsachengrundlage die vorgenommenen Bewertungen 

beruhen und ob sämtliche Bewerber bei der Sachverhaltser-

mittlung gleichbehandelt wurden. Besonders wichtig ist dabei 

die sorgfältige Dokumentation des Auswahlprozesses, um die 

Entscheidung auch im Streitfall nachvollziehbar begründen zu 

können.

Eine aktuelle Entscheidung des VG Bremen (Urt. v. 17.10.2024 

– 5 K 2771/23) verdeutlicht zudem die Grenzen etablierter 

Auswahlkriterien.
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So kann auch die Anwendung des Merkmals „bekannt und 

bewährt“ als untergeordnetes Auswahlkriterium gegen die 

Marktfreiheit verstoßen, wenn es faktisch zum einzigen Aus-

wahlkriterium wird. Verfolgt die Marktbehörde ein „Neuzulas-

sungskonzept“, muss dieses im Einzelfall sicherstellen, dass sich 

auch Neubewerber in einem angemessenen zeitlichen Horizont 

bewähren können. Die Entscheidung macht deutlich, dass die 

Kommunen bei der Entwicklung ihrer Auswahlkriterien beson-

deres Augenmerk darauflegen müssen, auch neuen Bewerbern 

eine realistische Chance auf Zulassung einzuräumen.

Beschwerden und Klagen durch Anlieger gegen Veranstaltungen 

aus immissionsschutzrechtlichen Gründen sowie Konkurrenten-

klagen gegen Auswahlentscheidungen der Kommunen nehmen 

in der Praxis zu. Um Rechtsstreitigkeiten zu vermeiden, empfiehlt 

sich die Entwicklung eines Gesamtkonzepts für kommunale 

Veranstaltungen, das sowohl die räumlichen als auch die immis-

sionsschutzrechtlichen Kapazitätsgrenzen berücksichtigt. Gerne 

unterstützen wir Sie bei der Erarbeitung eines transparenten 

Kriterienkatalogs sowie bei der rechtssicheren Gestaltung ein-

zelner Auswahlentscheidungen.

Wirtschaftsakteure, Verbände und Behörden müssen sich auf 

ein neues Verpackungsrecht in Europa einstellen. Die EU hat 

am 22. Januar 2025 die erstmals 2022 als Entwurf vorgelegte 

Verordnung (EU) 2025/40 über Verpackungen und Verpackungs-

abfälle im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. Die 

Verpackungsverordnung ersetzt die bisherige Verpackungsricht-

linie 94/62/EG und gilt als EU-Verordnung unmittelbar in allen 

Mitgliedstaaten. Sie ist am 11. Februar 2025 in Kraft getreten. 

Sie schafft einen umfassenden Rechtsrahmen, der die gesamte 

Wertschöpfungskette von Verpackungen betrifft. Unternehmen 

sollten sich frühzeitig mit den neuen Vorgaben befassen und ihre 

Prozesse anpassen, um die Übergangsfristen optimal zu nutzen 

und Compliance sicherzustellen.

Grundsätzlich sind die Bestimmungen der Verpackungsverord-

nung ab dem 12. August 2026 verbindlich. An diesem Tag wird 

die bisherige Verpackungsrichtlinie weitgehend aufgehoben, wo-

bei einige Regelungen, insbesondere zur Anrechnung von Mehr-

wegverpackungen auf die Recyclingziele und zur Berechnung der 

Recyclingquoten, für einen Übergangszeitraum weitergelten.

Bereits Ende 2025 beginnt die stufenweise Einführung strengerer 

Recyclingquoten für Verpackungen. Die Mitgliedstaaten müssen 

steigende Recyclingziele für Verpackungsabfälle erreichen, um die 

Umweltziele der Verordnung zu erreichen.

Neue EU-Verpackungsverordnung  

Sebastian Pesch
Rechtsanwalt
Telefon: 0221 / 973002-28
s.pesch@lenz-johlen.de

Béla Gehrken
Fachanwalt für Verwaltungsrecht
Köln: 0221 / 973002-84
Berlin: 030 / 7543758-84
b.gehrken@lenz-johlen.de
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Janos Knittler  
Rechtsanwalt
Telefon: 0221 - 97 30 02-18
j.knittler@lenz-johlen.de

Dr. Inga Schwertner
Fachanwältin für Verwaltungsrecht
Köln: 0221 / 973002-18
Berlin: 030 / 7543758-18
i.schwertner@lenz-johlen.de

Ab dem 12. August 2026 muss ein Großteil der in Verkehr ge-

brachten Verpackungen recyclingfähig sein. Um als recyclingfähig 

zu gelten, müssen Verpackungen bestimmten, in der Verordnung 

definierten Kriterien genügen. Sie sind so zu gestalten, dass sie 

nach Gebrauch dem Recyclingkreislauf zugeführt und zu neuen 

Produkten verarbeitet werden können. 

Ebenfalls ab dem 12. August 2026 werden neue Anforderungen 

im Rahmen der erweiterten Herstellerverantwortung eingeführt. 

Diese betreffen Hersteller, Marktplätze und Rücknahmesysteme 

in den Mitgliedstaaten. Unternehmen ohne Niederlassung im Ver-

triebsland müssen einen Bevollmächtigten benennen, der die Ein-

haltung der Vorschriften sicherstellt und als Ansprechpartner für 

die Behörden fungiert. 

Zur gleichen Zeit trifft Wirtschaftsakteure, die den Kauf von Pro-

dukten durch Wiederbefüllung anbieten, die Pflicht, Endabnehmer 

über das Wiederbefüllungsverfahren zu informieren. 

Ab dem 12. Februar 2029 ist das Inverkehrbringen bestimmter 

Einwegverpackungen verboten. Dazu gehören Einwegverpackun-

gen aus expandiertem Polystyrol (EPS) und extrudiertem Polystyrol 

(XPS) für Lebensmittel und Getränke. Ziel dieses Verbots ist es, die 

Umweltbelastung durch schwer abbaubare Kunststoffe zu verrin-

gern und den Einsatz nachhaltigerer Alternativen zu fördern. 

Ein Großteil der Anforderungen, die die Verordnung an Verpackun-

gen stellt, sind im Wege eines Konformitätsbewertungsverfahrens 

sicherzustellen. Hauptverantwortlich für die Umsetzung und Ein-

haltung der Konformitätsvorgaben sind Hersteller von Verpackungen 

oder verpackten Produkten. Zudem tragen insbesondere Impor-

teure und Vertreiber Sorgfaltspflichten. Sie müssen sicherstellen, 

dass die von ihnen in Verkehr gebrachten Verpackungen den 

Anforderungen der Verpackungsverordnung entsprechen und 

entsprechende Nachweise erbringen. 

Wirtschaftsakteure sollten sich frühzeitig auf die neuen Vorgaben 

der Verpackungsverordnung einstellen, da viele Verpflichtungen ab 

dem 12. August 2026 verbindlich werden. Insbesondere Hersteller, 

Importeure und Händler müssen sicherstellen, dass ihre Verpa-

ckungen recyclingfähig sind und den Konformitätsanforderungen 

entsprechen. Unternehmen ohne Niederlassung im Vertriebsland 

sollten rechtzeitig einen Bevollmächtigten benennen, um die Ein-

haltung der erweiterten Herstellerverantwortung sicherzustellen.
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